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Veröffentlichung des Referentenentwurfs zum Gesetz 
zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung grenzüber-
schreitender Steuergestaltungen  
September 2019 
 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat gestern den Referentenentwurf zum Gesetz 
zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung von Steuergestaltungen den Verbänden zur Stel-

lungnahme bis zum 30. September zugeleitet.  

Anlass für dieses Gesetz ist die am 25. Juni 2018 in Kraft getretene Richtlinie zur Änderung 
der EU-Amtshilferichtlinie 2011/16/EU (6. Änderungsrichtlinie 2018/822/EU zur Amtshilfe-

richtlinie (nachfolgend DAC 6)) zum verpflichtenden automatischen Informationsaustausch 
im Bereich der Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen. Nach 
DAC 6 haben die Mitgliedstaaten die Richtlinie bis zum 31. Dezember 2019 in nationales Recht 
umzusetzen. Die Regelungen sind dann ab dem 1. Juli 2020 anzuwenden. 

 

 

Wann ist eine grenzüberschreitende Ge-
staltung meldepflichtig? 

Eine Gestaltung ist meldepflichtig, wenn sie 
grenzüberschreitend ist, mindestens eines der 
sog. Kennzeichen erfüllt und die Gestaltung 
eine Steuer betrifft, auf die das EU-Amtshilfege-
setz Anwendung findet. Dies sind alle von Mit-
gliedstaaten der EU erhobenen Steuern mit 
Ausnahme von Umsatzsteuer und Zöllen sowie 
bestimmten Verbrauchsteuern.  

Hinsichtlich der Auswahl der Kennzeichen und 
weitgehend auch ihrer Ausgestaltung hält sich 
der Referentenentwurf an den diesbezüglichen 
Katalog der Richtlinie. Die Einführung zusätzli-
cher Kennzeichen ist nicht vorgesehen. 

Entsprechend der Richtlinie begründen be-
stimmte Kennzeichen nur dann eine Melde-
pflicht, wenn die Gestaltung den sog. „Main be-
nefit“-Test erfüllt. Dies ist der Fall, wenn erwar-
tet werden kann, dass der Hauptvorteil oder ei-
ner der Hauptvorteile der Gestaltung die Erlan-
gung eines Steuervorteils ist. Dies betrifft 

• die sog. allgemeinen Kennzeichen, die das 
Verhältnis zwischen Intermediär (z.B. 
Rechtsanwalt, Steuerberater, Vermögens-
berater) und Steuerpflichtigem (Vertrau-
lichkeitsklausel, Erfolgsvergütung) oder 
Merkmale der Dienstleistung des Interme-
diärs (standardisierte Dokumentation oder 
Struktur) betreffen; 

• die sog. spezifischen Kennzeichen, wie der 

Erwerb von Verlustunternehmen zur an-
derweitigen Nutzung ihrer Verluste, die 
Umwandlung von Einkünften in Vermö-
gen, Schenkungen oder niedriger bzw. 
nicht besteuerte Einkünfte sowie zirkuläre 
Vermögensverschiebungen; 

• Zahlungen zwischen verbundenen Unter-
nehmen, die beim Empfänger steuerbefreit 
oder durch ein sog. Präferenzregime be-
günstigt sind oder für die eine Besteuerung 
beim Empfänger (nahezu) unterbleibt, weil 
dessen Ansässigkeitsstaat Körperschafts-
teuer nicht oder nur mit einem Steuersatz 
(nahe) Null erhebt. 

Nach dem Referentenentwurf ist der Begriff des 
steuerlichen Vorteils weit gefasst. So sollen 
bspw. Steuererstattungen, die Verringerung o-
der Verhinderung von Steueransprüchen oder 
deren Verschiebung in andere Besteuerungs-
zeiträume oder auf andere Besteuerungszeit-
punkte zu einem steuerlichen Vorteil führen. 
Zudem sind bei der Beurteilung des Vorliegens 
eines steuerlichen Vorteils auch im Ausland er-
zielte Vorteile einzubeziehen. Wirkt sich der 
steuerliche Vorteil einer grenzüberschreitenden 
Steuergestaltung allerdings ausschließlich in 
Deutschland aus und ist dieser gesetzlich vorge-
sehen, gilt dieser nicht als steuerlicher Vorteil. 

Diejenigen Kennzeichen, deren Anwendung 
nicht unter dem Vorbehalt des „Main benefit“-
Tests stehen, sind: 
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• Zahlungen zwischen verbundenen Unter-
nehmen, bei denen der Empfänger in kei-
nem oder in einem von der EU oder der 
OECD als unkooperativ eingestuften Steu-
erhoheitsgebiet ansässig ist; 

• Gestaltungen, bei denen es in mehr als ei-
nem Steuerhoheitsgebiet zu Abschreibun-
gen desselben Vermögenswerts oder zu ei-
ner Befreiung von der Doppelbesteuerung 
für dieselben Einkünfte/dasselbe Vermö-
gen kommt; 

• die Übertragung von Vermögensgegenstän-
den, bei denen es einen wesentlichen Unter-
schied hinsichtlich des für diesen in den be-
teiligten Staaten anzusetzenden Werts gibt; 

• die sog. spezifischen Kennzeichen hinsicht-
lich des Informationsaustauschs über Fi-
nanzkonten bzw. hinsichtlich des wirt-
schaftlichen Eigentums; 

• die Kennzeichen hinsichtlich der Verrech-
nungspreisgestaltung, wie die Nutzung uni-
lateraler safe harbour-Regelungen, die 
Übertragung schwer zu bewertender imma-
terieller Wirtschaftsgüter zwischen verbun-
denen Unternehmen oder die Übertragung 
von Funktionen, Risiken oder Vermögens-
werten innerhalb von verbundenen Unter-
nehmen, sofern durch Letztere die Gewinn-
erwartung des Übertragenden über einen 
Betrachtungszeitraum von drei Jahren um 
mehr als 50 % sinkt. 

In der genauen Ausgestaltung der Kennzeichen 
weist der im Referentenentwurf vorgesehene 
Gesetzeswortlaut an einigen Stellen allerdings 
auch Abweichungen von der Richtlinie auf: 

So erfassen z.B. die auf Zahlungen zwischen ver-
bundenen Unternehmen abstellenden Kennzei-
chen nach der Richtlinie nur solche Zahlungen, 
die beim Zahlenden abzugsfähig sind. Der Refe-
rentenentwurf sieht eine solche Einschränkung 
nicht vor. 

Des Weiteren stellt der Referentenentwurf re-
gelmäßig nicht nur auf die Übertragung (zwi-
schen verschiedenen Rechtsträgern), z.B. von 
immateriellen Wirtschaftsgütern und Funktio-
nen, Risiken oder Wirtschaftsgütern, sondern 
alternativ auch auf deren Überführung (zwi-
schen dem Unternehmen und seinen Betriebs-
stätten) ab.  

Eine Einschränkung der Richtlinienregelung 
nimmt der Referentenentwurf hingegen bei 

dem Kennzeichen vor, welches die Befreiung 
von der Doppelbesteuerung für dieselben Ein-
künfte/dasselbe Vermögen in mehreren Staaten 
anspricht. Entsprechende Gestaltungen sollen 
nur dann meldepflichtig sein, wenn die Ein-
künfte oder das Vermögen in Folge der Gestal-
tung ganz oder teilweise unversteuert bleiben. 

Wer ist meldepflichtig? 

Nach dem Referentenentwurf ist grundsätzlich 
der Intermediär meldepflichtig. Intermediär ist 
jede Person, die eine grenzüberschreitende 
Steuergestaltung vermarktet, für Dritte konzi-
piert, organisiert oder zur Nutzung bereitstellt 
oder ihre Umsetzung verwaltet. 

Zudem bedarf es eines „Deutschland-Bezugs“ 
des Intermediärs: Dieser ist gegeben, wenn der 
Intermediär in Deutschland ansässig ist (Sitz, 
Geschäftsleitung, Wohnsitz oder gewöhnlicher 
Aufenthalt) oder – bei nicht in der EU Ansässi-
gen – bspw. die Dienstleistung über eine Be-
triebsstätte in Deutschland erbracht wird. In 
anderen EU-Staaten ansässige Intermediäre 
unterliegen in Deutschland hingegen nicht der 
Meldepflicht. 

Ist ein Intermediär an der Gestaltung beteiligt, 
hat die Meldung zu den „abstrakten Angaben“ 
immer durch den Intermediär zu erfolgen. Hin-
gegen bestehen bezüglich der zweiten Meldung 
(Angaben zum Nutzer sowie zu den an der Ge-
staltung beteiligten oder von ihr betroffenen 
Personen) zwei Alternativen, wenn der Inter-
mediär einer gesetzlichen Verschwiegenheits-
pflicht (wie bspw. Steuerberater, Rechtsanwälte 
und Wirtschaftsprüfer) unterliegt: 

1. Der Nutzer der Gestaltung entbindet den 
Intermediär von der Verschwiegenheits-
pflicht In diesen Fällen hat der Intermediär 
auch die zweite Meldung vorzunehmen. 

2. Wird der Intermediär von seiner Ver-
schwiegenheitspflicht hingegen nicht ent-
bunden, hat der Nutzer die Meldung selbst 
vorzunehmen. 

Nutzer unterliegen in jedem Fall dann selbst für 
beide Meldungen der Meldepflicht, wenn sie die 
meldepflichtige grenzüberschreitende Gestal-
tung eigenständig entwickelt haben. 

Welche Informationen sind zu melden? 

Die Meldung an die Finanzbehörden umfasst 
zwei Teile: Im ersten Teil sind „abstrakte Anga-
ben“ zu melden. Dazu gehören 
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• Angaben zu dem/den Intermediären, 

• die eine Meldepflicht begründenden Kenn-
zeichen, eine Zusammenfassung des Inhalts 
der mitteilungspflichtigen grenzüberschrei-
tenden Steuergestaltung, 

• der wirtschaftliche Wert der Gestaltung, 

• das (geplante) Datum des ersten Schritts 
der Umsetzung und 

• Einzelheiten zu den einschlägigen Rechts-
vorschriften aller betroffenen Mitgliedstaa-
ten. 

Die zweite Meldung umfasst individuelle, den 
Nutzer und die Gestaltung betreffende Anga-
ben. Dies sind u.a. 

• Angaben zum Nutzer der Gestaltung, 

• Angaben zu an der Gestaltung beteiligten 
verbundenen Unternehmen, 

• (soweit bekannt) wahrscheinlich betroffene 
Personen und Mitgliedstaaten. 

Der Intermediär erhält nach der ersten Mel-
dung für die gemeldete Gestaltung eine sog. Re-
gistriernummer und für die Meldung eine sog. 
Offenlegungsnummer. Beide Nummern hat er 
dem Nutzer unverzüglich mitzuteilen und sind 
dann bei der zweiten Meldung mit anzugeben. 
Darüber hinaus muss der Intermediär, soweit 
ihm weitere Intermediäre bekannt sind, auch 
diesen die erhaltene Registriernummer mittei-
len. 

Schließlich sind beide Nummern zudem in der 
Steuererklärung anzugeben, in der sich der 
steuerliche Vorteil erstmals auswirken soll. 

Wie und bis wann hat die Meldung zu er-
folgen? 

Die Meldung hat elektronisch gegenüber dem 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) nach amt-
lich vorgeschriebenem Datensatz zu erfolgen.  

Sie ist innerhalb einer Frist von 30 Tagen nach 
Ablauf des Tages vorzunehmen, an dem 

• die grenzüberschreitende Gestaltung zur 
Umsetzung bereitgestellt wird oder 

• der Nutzer zur Umsetzung der grenzüber-
schreitenden Gestaltung bereit ist oder 

• mindestens ein Nutzer den ersten Schritt 
der Umsetzung der grenzüberschreitenden 
Gestaltung gemacht hat. 

Entscheidend ist, welches Ereignis zuerst ein-
tritt. 

Wie hoch sind die Sanktionen wegen Ver-
stößen gegen die Meldepflicht? 

Nach dem Referentenentwurf werden Verstöße 
gegen die Meldepflicht als Ordnungswidrigkeit 
behandelt und mit Geldbußen von bis zu EUR 
25.000 geahndet. Verstöße sind das Unterlas-
sen der Meldung sowie die nicht rechtzeitige o-
der unvollständige Meldung. Die Sanktionen 
sollen für Gestaltungen verhängt werden kön-
nen, deren erster Umsetzungsschritt nach dem 
30. Juni 2020 erfolgt.  

Unterbleibt die Angabe der Registrier- und der 
Offenlegungsnummer in der Steuererklärung, 
in der sich der steuerliche Vorteil erstmals aus-
wirken soll, liegt ebenfalls eine Ordnungswid-
rigkeit vor, die mit einer Geldbuße von bis zu 
EUR 25.000 geahndet werden kann. 

Was passiert mit den Meldungen? 

Das BZSt wertet die zugegangenen Mitteilungen 
zu grenzüberschreitenden Gestaltungen aus. 
Die Ergebnisse der Auswertung werden dem 
BMF mitgeteilt. Soweit Steuern betroffen sind, 
die ganz oder teilweise den Ländern oder Ge-
meinden zustehen, unterrichtet das BMF die 
obersten Finanzbehörden der Länder über die 
Ergebnisse der Auswertung. 

Die gemeldeten Informationen werden zudem 
in ein Zentralverzeichnis eingestellt, auf das die 
Behörden sämtlicher Mitgliedstaaten der EU 
Zugriff haben. 

Ausblick für die Finanzindustrie 

Die für die Finanzindustrie wichtige Definition 
des Intermediärs hat sich im Gesetzeswortlaut 
des vorliegenden Entwurfs nicht geändert. Der 
in der Richtlinie angelegten Idee der Erfassung 
unterstützender Tätigkeiten begegnet die Ge-
setzesbegründung mit einer Negativabgren-
zung. Danach soll kein Intermediär sein, wer le-
diglich bei der Verwirklichung einzelner Teil-
schritte einer grenzüberschreitenden Steuerge-
staltung mitgewirkt hat, ohne dies zu wissen 
bzw. ohne dies vernünftigerweise erkennen zu 
müssen. Es bleibt daher bei der Anforderung, 
auf die konkrete Funktion und Tätigkeit der ein-
zelnen Marktteilnehmer zu schauenden und zu 
prüfen, wieweit in den jeweiligen Einzelfällen 
eine in diesem Sinne einschlägige Tätigkeit vor-
liegt. Relevant wird in diesem Zusammenhang 
insbesondere sein, inwieweit die einzelnen 
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Funktionen Kenntnis von entsprechenden Um-
ständen haben bzw. inwieweit ein Kennenmüs-
sen vorliegt. 

Insbesondere für Inhouse-Steuerfunktionen hat 
der Gesetzgeber klargestellt, dass wenn ein Nut-
zer eine grenzüberschreitende Steuergestaltung 
für sich selbst konzipiert, für ihn auch die für In-
termediäre geltenden Regelungen entspre-
chend anzuwenden sind. 

Der Gesetzentwurf bleibt zudem auf der Pro-
duktseite dabei, den Begriff der Gestaltung 
nicht weiter zu definieren. Die Gesetzesbegrün-
dung stellt jedoch klar, dass eine „Steuergestal-
tung“ ein aktiver Schaffensprozess ist, bei dem 
durch den Nutzer eine bestimmte Situation be-
wusst herbeigeführt wird und diese Situation 
eine steuerrechtliche Bedeutung bekommt, die 
ansonsten nicht getreten wäre.  

In Bezug auf die Kennzeichen mit dem sog. 
Main Benefit Test reicht es nach der Gesetzes-
begründung anders als in den Fällen des § 42 
Absatz 2 Satz 2 AO nicht aus, lediglich beachtli-
che außersteuerliche Vorteile nachzuweisen. Es 
muss vielmehr nachgewiesen werden, dass der 
steuerliche Vorteil kein Hauptvorteil der Gestal-
tung ist. Operativ bedeutet dies, dass auf die Fi-
nanzindustrie höhere Dokumentationsanforde-
rungen zukommen, die klar belegen, welchem 
Zweck bestimmte Produkte bzw. Verträge und 
andere Gestaltungen dienen. In Zweifelsfällen 
wird man die Gestaltungen bzw. Funktionen 
z.B. im Rahmen von Substanzanforderungen 
überprüfen müssen.  

In Bezug auf die Meldung und insbesondere mit 
Blick auf grenzüberschreitende Investitions-
strukturen weist der vorliegende Gesetzentwurf 
zudem weitere Anforderungen auf. Die Geset-
zesformulierung legt es u.a. nahe, dass bei der 
erwarteten Heterogenität der Umsetzung der 
Anforderungen in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten die Meldung in einem Mitgliedstaat den In-
termediär nicht notwendigerweise freistellt von 
der Meldung in einem anderen Mitgliedstaat. 
Soweit der Umfang der Meldeanforderungen in 
verschiedenen Mitgliedstaaten auseinander-
fällt, kann es zu Mehrfachmeldungen kommen. 
Dies wird man ggf. durch Meldungen in dem 
Staat vermeiden können, der in Fällen der Mel-
dekonkurrenz die umfangreichsten Meldean-
forderungen aufweist. 

Im Ergebnis obliegt es jetzt der Finanzindustrie, 

als explizit vom Gesetzentwurf in Form der Fi-
nanzdienstleister benannte Intermediärsin-
dustrie, die Fall- und Produktgruppen zu iden-
tifizieren, in welchen sie eine relevante (Inter-
mediärs-) Marktfunktion einnehmen. Hier wer-
den sich über die nächsten Monate „Best-Prac-
tice-Ansätze“ herausbilden. Soweit konkrete 
Meldepflichten vorhanden sind, verbleibt Raum 
für Überlegungen, wie der Aufwand für die Vor-
nahme der Meldungen im jeweiligen Marktkon-
text gesetzeskonform effizient umgesetzt wer-
den kann. 

Ab wann ist das neue Gesetz anzuwenden? 

Die Vorschriften zur Meldepflicht grenzüber-
schreitender Gestaltungen sind ab dem 1. Juli 
2020 anzuwenden. 

Es gilt jedoch zu beachten, dass auch melde-
pflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen, 
deren erster Schritt nach dem 24. Juni 2018 und 
bis zum 30. Juni 2020 umgesetzt wurde bzw. 
wird, zwischen dem 1. Juli 2020 und dem 31. 
August 2020 zu melden sind. 
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Ihr PwC Team 

Wir freuen uns auf Ihr Feedback.  
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